
Gesetz- und 
Verordnungsblatt
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin	 ·	 Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz

72. Jahrgang Nr. 4	 Berlin, den 18. Februar 2016	 03227

Abkürzungen: GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III, 
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin

Art.-Nr. 76491604

Bitte beachten Sie die Mitteilung auf Seite 48

Inhalt

	 9.2.2016	 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 6 – 29 B im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, 
		  Ortsteil Lichterfelde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                 	 46

	 18.2.2016	 Zweite Verordnung  zur Änderung der Sonderpädagogikverordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                           	 47 
		  2230-1-41

45

045_048_GVBl_2016_4.indd   45 16.02.16   11:37



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 4      18. Februar 201646

Verordnung 
über die Festsetzung des Bebauungsplans 6 – 29 B im Bezirk 

Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde
Vom 9. Februar 2016 

 Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 6 – 29 B vom 15. Juli 2015 mit dem Deck-

blatt vom 23. Dezember 2015 für die Grundstücke Goerzallee 155 
(teilweise) und Lichterfelder Weg 5/25 im Bezirk Steglitz-Zehlen-
dorf, Ortsteil Lichterfelde wird festgesetzt. 

§ 2
 Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Steg-

litz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Soziales und Stadtentwick-
lung, Stadtentwicklungsamt, – Fachbereich Vermessung und Katas-
ter –, eine beglaubigte Abzeichnung des Bebauungsplans kann beim 
Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Soziales und 
Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, – Fachbereich Stadtpla-
nung –, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit Verkündung dieser Verordnung gegen-
über dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 9. Februar 2016 

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

Norbert  K o p p
Bezirksbürgermeister

Frank  M ü c k i s c h
Bezirksstadtrat
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Sonderpädagogikverordnung

Vom 18. Februar 2016

Auf Grund der §§ 39 und 54 Absatz 6 des Schulgesetzes vom 
26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom 
4. Februar 2016 (GVBl. S. 33) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel I 
 Änderung der Sonderpädagogikverordnung

§ 33 der Sonderpädagogikverordnung vom 19.  Januar 2005 
(GVBl. S. 57), die zuletzt durch Artikel III der Verordnung vom 
30. November 2015 (GVBl. S. 592) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 bis 5 eingefügt:

„(3) Bei der Einrichtung der Jahrgangsstufe 7 sind zunächst je 
Klasse vier Plätze für Schülerinnen und Schüler mit festgestell-
tem sonderpädagogischen Förderbedarf freizuhalten. Soweit im 
Rahmen des Anmeldeverfahrens diese Plätze nicht in Anspruch 
genommen werden, erhöht sich die Anzahl der Plätze für Schü-
lerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf 
entsprechend.

(4) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen von gemäß Absatz 1 
aufnahmefähigen Schülerinnen und Schülern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf für eine als Erstwunsch benannte Schule 
die nach § 19 Nummer 3 oder § 20 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 
Nummer 1 oder Absatz 3 Nummer 1 zulässige Höchstgrenze je 
Klasse, entscheidet die Schulaufsichtsbehörde über die Aufnah-
me unter Berücksichtigung der Besonderheiten des individuel-
len sonderpädagogischen Förderbedarfs, wobei sie insbesondere 
folgende Kriterien zu berücksichtigen hat:
1. 	 die Fördermöglichkeiten, die eine Schule bei der Integration 

von Schülerinnen und Schülern mit dem entsprechendem 
sonderpädagogischem Förderbedarf hat,

2.	 die Erreichbarkeit der Schule auch unter der Beachtung der 
Länge des Schulweges und seiner selbständigen Bewälti-
gung,

3.	 die Aufrechterhaltung längerfristig gewachsener sozialer 
Bindungen zu anderen Schülerinnen und Schülern, 

4.	 die Förderstufe der Schülerinnen und Schüler,
5.	 die Neigung der Schülerinnen oder Schüler für ein bestimm-

tes Profil,
6.	 beim Übergang in die Sekundarstufe I zusätzlich die Eig-

nung der Schule zum Erreichen des angestrebten Bildungs-
zieles, insbesondere des Schulabschlusses.
Soweit keine Kriterien für eine Auswahl mehr herangezogen 
werden können, entscheidet unter den verbleibenden Schü-
lerinnen und Schülern das Los. Alle Entscheidungen sind 
schriftlich zu dokumentieren.

(5) Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die nicht dem Erstwunsch gemäß an der Schu-
le aufgenommen werden können, wird unter Berücksichti-
gung weiterer Wünsche sowie der Vorgaben des Absatzes 4 
im Rahmen der Höchstgrenze je Klasse gemäß § 19 Num-
mer 3 oder § 20 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Nummer 1, Ab-
satz 3 Nummer 1 von der Schulaufsichtsbehörde eine auf-
nahmefähige Schule benannt.“

b)	 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 6 und 7 und 
in Absatz 7 wird die Angabe „1 und 3“ durch die Angabe „1 und 
4 bis 6“ ersetzt.

Artikel II 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. Februar 2016

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft 

Sandra S c h e e r e s
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